
T 'V '1111 ; , , : 
T T 3 S  

i 

A Z  FL-9494 Schaan 115. Jahrgang Nr. 222 Dienstag, 5. Oktober 1993 

Adresse :  Fe ldki rcher  Strasse 5 ,9494  Schaan  Telefon (075) 232 42  42 Fax R e d a k t i o n  (075) 232 29 12 • Fax Insera te  (075) 232 95 46  • Amt l i ches  Publikat ionsorgan • 80  R p .  

AKTUELL 
Kapitulation 

Moskau (AP) Die Aufständi
schen im Moskauer Parlamentsge
bäude haben am Montag nachmit
tag ihren Widerstand aufgegeben 
und das Weisse Haus verlassen. 

Die Abgeordneten des von Präsi
dent Boris Jelzin aufgelösten Parla
ments kamen mit erhobenen Hän-

Rauch und Flammen drangen ge
stern aus dem umkämpften Parla
mentsgebäude in Moskau. 

(AP-Funkbild) 

den aus dem Gebäude heraus. Auch 
ihre bewaffneten Anhänger erga
ben sich. Insgesamt verliessen rund 
300 Personen das Weisse Haus. Sie 
wurden in bereitstehende Busse ge
führt. 

UNO-Abstimmung 
Bern (spk) Der  Bundesrat soll 

noch vor der Abstimmung über  die 
Schweizer Blauhelme dem Volk die 
Frage des UNO-Beitritts stellen. 
Dies schlägt die Arbeitsgemein
schaft der  fünf grossen Schweizer 
Hilfswerke vor. 

Nach Ansicht der  Hilfswerke 
Swissaid, Fastenopfer, Brot für Alle, 
Helvetas und Caritas ist es «weder 
entwicklungs- noch innenpolitisch 
sinnvoll, das Volk zuerst über die 
schweizerische Teilnahme an einem 
umstrittenen Teilbereich der  U N O  
befinden zu lassen und erst später 
die viel gewichtigere Frage nach 
dem UNO-Beitritt zu stellen». Die 
Hilfswerke stehen einem UNO-Bei
tritt positiv gegenüber. 

Grenzgänger-Abkommen 
Bern (spk) D e r  Schweizer Bun

desrat hat das ergänzte Grenzgän
gerabkommen mit Deutschland ver
abschiedet. Das bereits 1982 ge
schlossene Abkommen soll damit 
seine Gültigkeit auf alle Grenzgän
ger in beiden Vertragsstaaten, unge
achtet ihrer Staatsangehörigkeit, 
ausdehnen, wie das Eidg. Volkswirt
schaftsdepartement (EVD) am 
Montag mitteilte. 

Das Abkommen mit Deutschland 
sieht vor, dass Grenzgänger im Falle 
von Vollarbeitslosigkeit Versiche
rungsleistungen von ihrem Wohn
sitzland beanspruchen können, wo
bei ihnen Beitragszeiten im anderen 
Vertragsstaat angerechnet werden. 
Bisher mussten zwar alle Grenzgän
ger ungeachtet ihrer Staatsan
gehörigkeit Versicherungsbeiträge 
zahlen, Arbeitslosenentschädigung 
konnten sie jedoch nicht beziehen. 
Die Ergänzung tritt nach der Ratifi
kation durch das Parlament rück
wirkend auf 1. Januar 1988 in Kraft. 

2 starke Marken 
unter einem Dach 
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Total 69 Kandidaten bewerben sich um die 25 Sitze im Landtag 
Gestern war Abgabefrist f ü r  die Nominationen und die Eingabe der Wahlvorschläge für  die zweite Landtagswahl im Jahre 1993 

(G. M.) - Auch bei der zweiten Land
tagswahl im Jahre 1993, die am 22724. 
Oktober stattfindet, werden sich nur 
drei Parteien bewerben. Die Fortschritt
liche Bürgerpartei (FBP), die Vaterlän
dische Union (VU) und die Freie Liste 
(FL) reichten ihre Wahlyorschlage bei 
der Regierung ein. Die Überparteiliche 
Liste Liechtenstein (ÜLL) verzichtet er
neut auf eine Teilnahme an einer Wahl 
auf Landesebene. Andere Kandidaturen 
lagen bis gestern nachmittag nicht vor, 
auch Regierungschef Markus Büchel, 
der in der ausländischen Presse eine 
Kandidatur angekündigt hatte, verzich
tete auf eine Eingabe. 

Die Sitzverteilung im letzten Landtag 
lautete folgendermassen: Die FBP er
reichte 12 Mandate im 25köpfigen Land
tag, womit sie als mändatsstärkste Partei 
mit der Regierungsbildung beauftragt 
worden war; die VU hatte 11 Mandate 
auf sich vereinigen können; die FL ist 
seit dem 7. Februar 1993 erstmals mit 2 
Mandaten im Landtag vertreten. Keine 
der beiden etablierten, traditionellen 
Parteien konnte - wie im Zweiparteien-
System von 1918 bis 1993 üblich - die ab
solute Mehrheit de r  Mandate gewinnen, 
so dass der Zwang zu einer Koalitions
bildung bestand, deren Zustandekom
men zwischen FBP und V U  auf grosse 
Schwierigkeiten gestossen war. Letztlich 
einigten sich die beiden Parteien auf 
eine Regierungsbeteiligung, ohne sich 

andersweitig - etwa durch programmati
sche Absprachen oder  durch ein gemein
sames Regierungsprogramm - zu bin
den. 

40 bisherige Kandidaten auf den 
Wahllisten 

U m  einen Sitz im Landtag bewerben 
sich insgesamt 69 Kandidaten, wovon 15 
Frauen und 54 Männer, aus drei Partei
en. Die FBP und die VU treten mit vol
len Listen im Wahlkreis Oberland (mit 
15 Sitzen) und im kleineren Wahlkreis 
Unterland (mit 10 Sitzen) an, während 
die FL  nur im Oberland eine volle Wahl
liste präsentiert, im Unterland aber  le
diglich mit 4 Kandidaten auf der Zeh-'  
nerliste aufscheint. Alle drei Parteien 
treten mit dem Bestreben bei den Wahl
en an, die letztmals gewählten Abgeord
neten erneut wählen zu lassen: Kein Ab
geordneter, der  dem vorzeitig durch 
Fürst Hans-Adam II. aufgelösten Parla
ment angehörte, verzichtete auf eine er
neute Kandidatur. Die FBP stellt auf 
ihren beiden Wahllisten zudem 14 Kan
didaten vor, die bereits bei den letzten 
Wahlen bereits ihre Bewerbung auf ei
nen Landtagssitz bekanntgegeben hat
ten, während 11 neue Kandidaten auf
scheinen. Die VU präsentiert 16 Kandi
daten aus den letzten Wahlen und 9 neue 
Kandidaturen. Die F L  kann auf 10 
frühere Kandidaten und 9 neue Bewer
ber verweisen. Während FBP und V U  j e  

4 Frauen nominierten, setzte die FL  al
lein 7 Frauen auf ihre Wahllisten in den 
beiden Wahlkreisen. Bei den Wahlen 
vom 7. Februar hatte einzig die FBP-
Kandidatin Dr. Renate Wohlwend den 
Einzug in den Landtag geschafft. 

Büchel und ÜLL verzichten 
Erwartungsgemäss verzichtet die 

Überparteiliche Liste Liechtenstein 
(ÜLL) auf eine Kandidatur, die schon 
beim letzten Wahlgang keine Bewer
bung angemeldet hatte. Das Wahlresul
tat von 1989, als diese kleine Gruppie
rung einen Anteil von 3,16 Prozent der 
Stimmen auf sich vereinigen konnte, 
dürfte den Ausschlag gegeben haben für 
den Verzicht. Um im Landtag vertreten 
zu sein, ist das Überspringen der Sperr
klausel von 8 Prozent der  im' ganzen 
Land abgegebenen gültigen Stimmen 
notwendig. Rainer Ospelt, Vertreter der 
ÜLL, erklärte ausserdem auf Anfrage, 
dass die Personaldecke der Gruppierung 
immer noch recht dünn sei, so dass eine 
Kandidatur auf Landesebene vorerst 
nicht in Frage komme. Regierungschef 
Markus Büchel reichte ebenfalls keine 
Kandidatur ein, obwohl e r  in verschiede
nen ausländischen Medien eine Bewer
bung in Aussicht gestellt hatte, um sich 
einem «Popularitätstest zu unterziehen», 
wie er vor seiner Reise nach New York 
bekanntgab. 

Die beiden traditionellen Parteien ha
ben bereits auch durch ihre Parteitage 
die Regierungsmannschaft nominieren 
lassen, wobei aber jeweils nur drei Per
sonen - wohl mit Blick auf eine allfällige 
Koalitionsregierung - portiert wurden. 

Die FBP tritt mit Josef Biedermann als 
Regierungschef-Kandidat an, dessen Er
fahrung als Abgeordneter in zwanzig 
Parlamentsjahren in den Mittelpunkt ge
stellt wird. Die beiden nebenamtlichen 
Regierungsmitglieder der  FBP, Dr. Cor
nelia Gassner und Kurt Korner, haben 
ihre Bereitschaft bekundet, weiter in der 
Regierung mitzuarbeiten. Die VU setzt 
auf den bisherigen Regierungschef-Stell
vertreter Dr. Mario Frick als Spitzen
kandidaten. Weitermachen möchte auch 
Dr. Michael Ritter, welcher der jetzigen 
Regierung als nebenamtlicher Regie
rungsrat (als einziger mit einem Pensum 
von 80 Prozent) angehört. Neu vorge
schlagen in die Regierung wurde Dr. 
Andrea Willi, die derzeit noch als Stän
dige Vertreterin bei der  EFTA in Genf 
akkreditiert ist. Die FL  strebt, wie be
reits im Februar, keine Regierungsbetei
ligung an und verzichtet daher auch auf 
entsprechende Kandidaturen. Aller
dings schliesst die FL  nicht gänzlich aus, 
im Fall eines Patts zwischen den beiden 
grossen Parteien doch noch eine Koali
tion (mit Regierungsbeteiligung) einge
hen zu müssen. 

Ein klares Signal für die Kontinuität und Stabilität 
FBP-Parteitag in Balzers nominierte am Sonntag dieLandtagsmannschaft sowie die nebenamtlichen Regierungsmitglieder Gassner und Korner 

(G. M.) - «Es geht jetzt wirklich um 
mehr als um das Wohl der Parteien. 
Es geht um Ehrlichkeit im Denken 
und Handeln und um die Zukunft je
der einzelnen Person in Liechtenstein. 
Und damit vor allem unserer Kinder. 
Es wartet viel Arbeit auf uns, die eine 
grosse gemieinsame Anstrengung er
fordert. Wir werden uns nicht beirren 
lassen». Mit diesen Worten schloss 
FBP-Regierungschef-Kandidat Josef 
Biedermann seine Ansprache am 
FBP-Parteitag in Balzers unter gros
sem Beifall der Delegierten. Im In
nern der heutigen Ausgabe blicken 
wir nochmals auf diesen Nominations-
parteitag zurück. 

FBP-Präsident Dr. Hansjörg Mar
xer erwähnte in seiner Rede, dass die 
FBP mit praktisch dem gleichen 
Wahlprogramm in den Wahlkampf 
ziehe. Selbstverständlich würden auf
grund der  aktuellen Situation gewisse 
Änderungen vorgenommen, doch die 
Grundaussagen würden zweifellos 
beibehalten. Dazu zählt nach seinen 
Angaben die Stärkung de r  Volksrech
te, Transparenz und Offenheit, Stand
ort Liechtenstein, Versöhnung von 
Ökologie und Ökonomie, Regie-
rungs- und Parlamentsreform, Bil
dungspolitik. Hinzu komme Offen-

Nominationsparteitag der FBP in Balzers: Die Delegierten nominierten einstim
mig die 25 Kandidaten (4 Frauen und 21 Männer) f ü r  die Landtagswahlen. Auch  
stimmten sie geschlossen f ü r  Dr. Cornelia Gassner und  Kurt Korner als Regie
rungsmitglieder. Josef Biedermann war schon am letzten Parteitag z u m  Regierung
schef-Kandidaten nominiert worden. (Bild: Roland Korner) 

heit, Transparenz und Ehrlichkeit - deutung waren und von d e r  FBP-
drei Stichworte, die gerade in den Führung mit Landtagsfraktion, Präsi-
letzten Wochen von besonderer Be- dium und Regierungsmitgliedern im 

Zusammenhang mit d e m  Misstrau-
ensvotum gegen den  Regierungschef 
unter  Beweis gestellt wurden. 

A u f  grossen Beifall stiessen die 
grundsätzlichen Äusserungen von 
FBP-Regierungschef-Kandidat Josef 
Biedermann, der  sich einerseits mit 
den  Vorwürfen an  die Adresse de r  
FBP-Führung befasste, besonderen 
Wert aber auf die wesentlichen Pro
grammpunkte d e r  FBP in diesem 
Wahlkampf legte. Die  VU-Wahlparo-
le «Es  geht uns gut, so soll es blei
ben», hat nach seinen Worten samt 
de r  mi t  ihr verbundenen Politik 
Schiffbruch erlitten: «Die Mehrheit  
der  Wählerinnen und  Wähler hat das  
Vertrauen neu verteilt und brachte 
zum Ausdruck, dass sie eben nicht fin
det, dass es uns so gut geht und noch 
weniger, dass es so bleiben soll.» 

FBP-Ehrenpräsident Dr. Peter  
Marxer brachte zum Ausdruck, dass 
der  FBP-Regierungschef-Kandidat 
Josef Biedermann die bessere Alter
native für unser Land sei: «Liechten
stein braucht die überzeugende und 
dynamische Mannschaft, die nomi
niert wurde, Liechtenstein braucht an 
der Spitze der  Regierung den kompe
tenten und erfahrenen Josef Bieder
mann.» 

Vernichtendes Urteil 
für Staatsindustrie 

Wien (spk/dpa) Der  österreichische 
Rechnungshof hat ein vernichtendes Ur
teil über einen grossen Teil der  Staatsin
dustrie des Landes gefällt. I m m e r n e u e  
Management-Fehler, übermässige Ex
pansion und ungerechtfertigt hohe Be
züge der  Mitarbeiter haben im staatli
chen Aluminium-Konzern Amag Milli
ardenverluste verursacht, heisst es in 
dem am Montag vom Nachrichtenmaga
zin «Profil» (Wien) veröffentlichten 
Rechnungshof-Bericht. 

Die von der Regierung genannten 13,5 
Mrd Schilling dürften nach Darstellung 
des Rechnungshofes bei weitem nicht 
zur Sanierung der Amag ausreichen. 
Den  Hauptvorwurf trifft Robert  Ehrlich, 
der  zwischen 1986 und 1991 Amäg-Ge-
neraldirektor war. 

Schweiz stimmt über Blauhelme ab 
Referendum mit über 80000 Unterschriften eingereicht 

Bern (AP) Das Schweizer Stimmvolk 
kann über die Schaffung von Schweizer 
Blauhelmtruppen abstimmen. Das Refe
rendumskomitee gegen einen Einsatz 
von Blauhelmtruppen hat am Montag 
82350 beglaubigte Unterschriften einge
reicht. Gut 53 000 Unterschriften depo
nierte das Komitee gegen das revidierte 
Luftfahrtgesetz. 

Das Referendum gegen das Bundes
gesetz über  schweizerische Truppen für 
friedenserhaltende Operationen war 
von der Lega dei Ticinesi, der  Autopar-
tei und den Schweizer Demokraten er 
griffen worden. Massive Unterstützung 
erhielt das Komitee vom Detailhandels
unternehmen Denner, das laut National
ra t  Flavio Maspoli (Lega/TI) 30000 U n 

terschriften beisteuerte, sowie vom der 
rechtsbürgerlichen Zeitung «Schweizer
zeit», die rund 6000 Unterschriften sam
melte. Wenn schon mehr als 75 Prozent 
der  Schweizer Bevölkerung bei der 
UNO-Abstimmung 1986 Nein zu einem 
Beitritt gesagt habe, dann dürfe auch das 
Engagement in der  U N O  nicht ausge
baut werden, sagte Nationalrat Rudolf 
Keller (SD/BL) an  einer Pressekonfe
renz vor der  Bundeskanzlei. E r  warnte 
davor, dass damit die Neutralität der 
Schweiz untergraben und  die guten 
Dienste des Friedensplatzes Schweiz ge
fährdet würden. A m  meisten Unter
schriften wurden in den Kantonen 
Zürich (18290), Bern (14485), Tessin 
(10462) und St. Gallen (6970) gesam
melt. 

PTT planen Einführung 
des Offenversands 

Bern (spk) PTT-Kunden sollen ab  dem 
nächsten Jahr ihre Ware auch im Offen
versand verschicken können. Der gelbe 
Riese studiert derzeit eine Aenderung 
de r  entsprechenden Vorschriften. Ziel 
ist auch eine 24-Stunden-Garantie beim 
Ausliefern der  Pakete. 

Verschiedene private Postkurierdien
ste, die beim Verpacken weniger Vor
schriften als die PTT hätten, würden den 
sogenannten Offenversand in kleinen 
Containern bereits anbieten, erklärte 
Willi Wacker, stellvertretender General
direktor Postdienste, zu entsprechenden 
Medienberichten vom Montag. Diese 
Marktnische habe d e r  Regiebetrieb bis
her nicht gepflegt. 

Nun überlegen sich aber  auch die PTT, 
den Offenversand a b  nächstem Jahr 
ebenfalls anzubieten. 


